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e) gegebenenfalls Empfehlungen zur Erhöhung der Wirk­
samkeit dieses Übereinkommens aussprechen.

4. Auf jeder ordentlichen Tagung können die Vertragspar­
teien den Zeitpunkt und den Tagungsort der nach Abs. 2 
abzuhaltenden nächsten ordentlichen Tagung bestimmen.

5. Auf jeder Tagung können die Vertragsparteien Verfah­
rensregeln für diese Tagung festlegen und annehmen.

6. Die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen und 
die Internationale Atomenergie-Organisation sowie alle 
Staaten, die nicht Vertragsparteien sind, können auf Ta­
gungen der Konferenz durch Beobachter^ vertreten sein, 
die teilnahmeberechtigt, aber nicht stimmberechtigt sind.

7. Sonstige Gremien oder Organisationen der nachstehenden 
Kategorien, die auf dem Gebiet des Schutzes, der Erhaltung 
oder der Pflege freilebender Tiere und Pflanzen fachlich 
qualifiziert sind und dem Sekretariat ihren Wunsch mit­
geteilt haben, durch Beobachter auf Tagungen der Kon­
ferenz vertreten zu sein, werden zugelassen, sofern sich 
nicht mindestens ein Drittel der anwesenden Vertrags­
parteien dagegen ausspricht:
a) internationale staatliche oder nichtstaatliche Organisa­

tionen oder Gremien und nationale staatliche Organi­
sationen und Gremien sowie

b) nationale nichtstaatliche Organisationen oder Gremien, 
denen der Staat, in dem sie ihren Sitz haben, dazu seine 
Zustimmung gegeben hat.

-Nach ihrer Zulassung sind diese Beobachter teilnahme­
berechtigt, aber nicht stimmberechtigt.

Artikel XII 

Das Sekretariat

1. Nach Inkrafttreten des Übereinkommens stellt der Exeku­
tivdirektor des Umweltprogramms der Vereinten Nationen 
ein Sekretariat. Soweit er es für zweckmäßig hält, kann 
er von geeigneten staatlichen oder nichtstaatlichen inter­
nationalen oder nationalen Organisationen und Gremien 
unterstützt werden, die auf dem Gebiet des Schutzes, der 
Erhaltung und der Pflege freilebender Tiere und Pflanzen 
fachlich qualifiziert sind.

2. Das Sekretariat hat folgende Aufgaben:
a) die Tagungen der Vertragsparteien zu organisieren und 

zu betreuen;
b) die ihm nach Artikel XV und XVI übertragenen Auf­

gaben durchzuführen;
c) wissenschaftliche und technische Untersuchungen im 

Rahmen der von der Konferenz der Vertragsparteien 
genehmigten Programme, soweit sie zur Durchführung 
des Übereinkommens beitragen, vorzunehmen und Nor­
men für die sachgemäße Vorbereitung auf den Trans­
port und für den entsprechenden Versand lebender 
Exemplare sowie Mittel zur Identifizierung von Exem­
plaren zu erarbeiten;

d) die Berichte der Vertragsparteien zu prüfen und die 
Vertragsparteien um alle weiteren diesbezüglichen In­
formationen zu ersuchen, die es für die Durchführung 
des Übereinkommens für erforderlich hält;

e) die Vertragsparteien auf alle Angelegenheiten aufmerk­
sam zu machen, die mit den Zielen des Übereinkom­
mens im Zusammenhang stehen;

f) in regelmäßigen Abständen auf den neuesten Stand 
gebrachte Ausgaben der Anhänge I, II und III zusam­
men mit Informationen zur Erleichterung der Identifi­
zierung von Exemplaren der in diesen Anhängen auf­
geführten Arten zu veröffentlichen und den Vertrags­
parteien zu übermitteln;

g) für die Vertragsparteien jährlich einen Bericht über 
seine Arbeit und über die Durchführung des Überein­
kommens sowie sonstige von den Tagungen der Ver­
tragsparteien etwa geforderten Berichte zu verfassen;

h) Empfehlungen für die Erreichung der Ziele und die 
Durchführung der Bestimmungen des Übereinkommens 
sowie für den Austausch von Informationen wissen­
schaftlicher und technischer Art auszusprechen;

ij alle sonstigen Aufgaben wahrzunehmen, die ihm von 
den Vertragsparteien übertragen werden.

Artikel XIII 

Internationale Maßnahmen

1. Gelangt das Sekretariat auf Grund der ihm zugegangenen 
Informationen zu der Überzeugung, daß eine im Anhang I 
oder II aufgeführte Art durch den Handel mit Exemplaren 
dieser Art gefährdet oder daß das Übereinkommen nicht 
wirksam durchgeführt wird, so teilt es diese Information 
den ermächtigten Vollzugsbehörden der betreffenden Ver­
tragsparteien mit.

2. Erhält eine Vertragspartei eine Mitteilung nach Abs. 1, so 
unterrichtet sie, soweit es ihre Rechtsvorschriften zu­
lassen, das Sekretariat so bald wie möglich über den Sach­
verhalt und schlägt gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen 
vor. Hält die Vertragspartei eine Untersuchung für wün­
schenswert, so kann diese von einer oder mehreren von 
der ' Vertragspartei ausdrücklich ermächtigten Personen 
vorgenommen werden.

3. Die von der Vertragspartei vorgelegten oder aus einer 
Untersuchung nach Abs. 2 hervorgegangenen Informatio­
nen werden von der nächsten Konferenz der Vertragspar­
teien geprüft; diese kann dazu die ihr zweckmäßig er­
scheinenden Empfehlungen aussprechen.

Artikel XIV
Auswirkung auf innerstaatliche Rechtsvorschriften 

und auf internationale Übereinkünfte
1. Dieses Übereinkommen berührt nicht das Recht der Ver­

tragsparteien,
a) strengere innerstaatliche Maßnahmen hinsichtlich der 

Bedingungen für den Handel, die Inbesitznahme, den 
Besitz oder die Beförderung von Exemplaren der in 
den Anhängen I, II und III aufgeführten Arten zu er­
greifen oder diese Tätigkeiten ganz zu verbieten oder

b) innerstaatliche Maßnahmen zu ergreifen, die den Han­
del, die Inbesitznahme, den Besitz oder die Beförderung 
von nicht in den Anhängen I, II und III aufgeführten 
Arten beschränken oder verbieten.

2. Dieses Übereinkommen berührt nicht die Bestimmungen 
innerstaatlicher Maßnahmen oder die sich aus einem Ver­
trag, Übereinkommen oder internationalen Abkommen 
ergebenden Verpflichtungen der Vertragsparteien in bezug 
auf andere Fragen des Handels, der Inbesitznahme, des 
Besitzes oder der Beförderung von Exemplaren, die für die 
Vertragsparteien in Kraft sind oder künftig in Kraft tre­
ten, einschließlich aller Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Zoll-, Gesundheits- oder Veterinärwesens oder des Pflan­
zenschutzes.

3. Dieses Übereinkommen berührt nicht die Bestimmungen 
eines Vertrages, Übereinkommens oder internationalen 
Abkommens oder die Verpflichtungen aus einem Vertrag,' 
Übereinkommen oder internationalen Abkommen, die zwi­
schen Staaten geschlossen wurden oder werden und die 
eine Union oder ein regionales Handelsübereinkommen 
schaffen, wodurch eine gemeinsame Außenzollkontrolle 
eingeführt oder beibehalten und die Zollkontrolle zwischen 
den betreffenden Vertragsparteien beseitigt wird, soweit 
sie sich auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten die­
ser Union oder dieses Handelsübereinkommens beziehen.


